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Deutsch-amerikanische Beziehungen und ihre Bedeutung 
für die Allianz 

Die NATO Deklaration vom 6. Oktober 2002 beschreibt die wesentliche Ziele der NATO-
Transformation: Die NATO müsse “in der Lage sein, immer dann aktiv zu werden, sobald die 
Sicherheit ihrer Mitglieder bedroht sei, und dies – idealerweise - auf Basis der UN Charta. Indem 
die NATO klarmache, daß es keine Freizone für jene Staaten gebe, die freie Gesellschaften be-
drohten, bzw. Terroristen Schutz böten”,1 werde die NATO Strategie der Abschreckung gestärkt. 
Der Nordatlantische Rat solle etwaige Maßnahmen von Fall zu Fall entscheiden. Wo die NATO 
als Ganzes nicht aktiv würde, sollten sogenannte Koalitionen der Willigen in die Lage versetzt 
werden, auf NATO Kapazitäten, Einrichtungen und Programme zurückgreifen zu können.  

Als Topziel nennt die Deklaration die Verteidigung gegen den globalen Terrorismus, die 
fortan zentraler Bestandteil der gesamten Spannbreite von NATO Zielsetzungen sei. NATO Ak-
tionen zur Bekämpfung des globalen Terrors sollten auf den Beitrag einzelner Mitgliedstaaten zu-
rückgreifen. Die Beiträge einzelner Nationen wiederum müssten parlamentarischer Kontrolle un-
terzogen und dadurch transparent gemacht werden.  

Priorität sollte solchen Projekten eingeräumt werden, die die Beteiligung möglichst vieler 
Mitglieder förderten, und aus denen sich neue gemeinsame NATO Kapazitäten, bzw. Einrich-
tungen entwickeln ließen. Militärische Fähigkeiten und Initiativen von NATO und EU sollten 
sich in einer Atmosphäre der Offenheit gegenseitig verstärken, und durch dauerhafte Koordinie-
rungsmechanismen harmonisiert werden. Die NATO müsse ihre Anstrengungen verdoppeln, um 
die Fragmentierung der Verteidigungshaushalte einzelner Nationalstaaten zu verringern, indem 
sie die verteidigungspolitischen Kapazitäten der jeweiligen Mitglieder vereine, und etwaige Aus-
stattungen gemeinsam finanziere. Dies sollte zumindest einige jener Hemmnisse, Technologien 
gemeinsam zu nutzen, beheben. Die Allianz müsse in der Lage sein, überall dort zu handeln, wo 
die eigenen Interessen gefährdet seien. Dabei könne die NATO Koalitionen unter eigenem Man-
dat bilden, oder zu Koalitionen, die sich auf spezifische Missionen konzentrierten, beitragen – ob 
es nun um sogenannte ‘alte’ oder ‘neue’ Bedrohungen gehe.1  

NATO Generalsekretär Lord Robertson betonte in diesem Zusammenhang die Erfahrun-
gen der NATO mit Stabilisierungs- und Friedenprozessen – nach Beendigung eines militärischen 
Konfliktes – z. B. in Kosovo und Mazedonien.2 Am 8. Oktober 2002 erklärte Robertson, eine 
Anzahl sicherheits- und verteidigungspolitischer Herausforderungen im Bereich der Euro-
Atlantischen Partnerschaft bedürften der bestmöglichen Kommunikation und Koordinierung 
zwischen den Europäern und den Nordamerikanern. Der bevorstehende NATO Gipfel in Prag 
im November 2002 würde die Dringlichkeit der NATO Transformation veranschaulichen.  

Der NATO Gipfel in Prag befaßte sich dann auch mit einer breiten Palette an Themen, 
vom Terrorismus über militärische Kommandostrukturen bis zur Erweiterung des Atlantischen 
Bündnisses. Im Vordergrund standen die Themen NATO Erweiterung und die Verbesserung der 
militärischen Kapazitäten der NATO.3 Das Thema NATO Kapazitäten betreffe sowohl die Mit-
glieder von NATO und EU. Da jede Nation nur über eine bestimmte Truppenstärke verfüge, sei 
es notwendig, das Beste aus knappen Ressourcen zu machen, wobei v. a. Duplizierung und Über-
schneidungen zu vermeiden seien.  
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Die Botschaft sei eindeutig und unmißverständlich: Der “European Capabilities Action Plan” 
und “NATO’ s Prague Capabilities Commitment” müßten kompatibel sein. Die Zusammenarbeit bei-
der Organisationen müße in vollständiger Transparenz erfolgen, um etwaige Reibungsverluste bei 
der Zusammenarbeit von EU und NATO zu vermieden.4  

Was bedeuten diese Herausforderungen für Deutschland 
angesichts jüngster Spannungen mit den USA?  

Der vorliegende Artikel diskutiert spezifische Herausforderungen an Deutschland als Regional-
macht inmitten Europas. Wird Deutschland eine konstruktive Rolle spielen, um die engst mögli-
che Kooperation zwischen EU und NATO zu fördern? Oder, wird es den gegenwärtigen Kurs 
weiterverfolgen, gemeinsam mit Frankreich seinen Einfluß auf die EU zu nutzen, um ein Gegen-
gewicht zu den USA zu schaffen? 5   

In der Analyse der Autorin hatte die Verschlechterung Deutsch-Amerikanischer Beziehun-
gen problematische Auswirkungen in zweierlei Hinsicht:6 erstens, sie behinderte die sogenannte 
NATO Transformation; zweitens, sie vertiefte die Spaltungen im sogenannten inner-europäischen 
Raum sowie innerhalb der EU. 

 Deutschland als Regionalmacht im Herzen Europas sollte einen entscheidenden Beitrag 
zur NATO Transformation leisten, anstatt Spaltungen innerhalb des Atlantischen Bündnisses 
und dessen Organisationen zu fördern, bzw. überhaupt erst zu ermöglichen. Dies bedeutet, 
Deutschland sollte sich für die Vereinheitlichung der verteidigungspolitischen Kapazitäten im 
Bündnis stark machen. Das Gleiche gilt für die Zusammenarbeit zwischen NATO und EU bei 
friedensstiftenden und friedenswahrenden Missionen (‘peacemaking’ und ‘post-conflict peace-
keeping’), die so eng als möglich verlaufen sollte.  

Sowohl die EU, als auch die NATO Erweiterung machen die anstehenden Herausforde-
rungen deutlich, da die Erweiterung beider Organisationen aller Voraussicht nach die Anzahl der 
amerikafreundlichen Mitgliedsstaaten erhöhen wird.  

Eine Europäische Union aber, die – ob nun indirekt oder nicht – darauf abzielt, Europa 
oder die EU von der NATO abzuspalten oder die NATO zu ersetzen, wird sich sozusagen au-
tomatisch auf einem Konfrontationskurs mit den USA befinden.7 Nicht nur würde eine solche 
Politik die Fähigkeit der Allianz beeinträchtigen, um angemessen auf die ‘weichen’ und ‘harten’ 
sicherheitspolitischen Herausforderungen (‘soft’ und ‘hard power’) des 21. Jahrhunderts zu rea-
gieren. Sie würde auch die Chancen für eine funktionierende, wohl integrierte gemeinsame Euro-
päischen Außen- und Sicherheitspolitik verringern.8  

Es kann keine Frage von entweder – oder sein, ob die Partner des Atlantischen Bündnisses 
verstärkt zu NATO Einsätzen beitragen, oder als Alternative dazu, die Europäische Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik zu stärken versuchen. Zumal die Beiträge der Europäer und von EU 
Mitgliedsstaaten - ob sie nun in der NATO sind oder nicht – von Bedeutung sein werden, wie 
das Bündnis auf die neue Sicherheitslage reagieren, sich anpassen und somit relevant bleiben 
wird.  
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Eine Deutsche Außenpolitik, die sowohl konstruktiv, als auch verantwortlich gegenüber 
den Partnern ausgerichtet ist, muß diese voneinander abhängenden und sich verstärkenden Ge-
gebenheiten, bzw. Problemlagen berücksichtigen.  

Im Gegensatz dazu erschufen die diplomatischen Verirrungen der vergangenen Monate9 
Deutschland wieder als problematischen Partner in der Atlantischen Gemeinschaft. Auch be-
schädigten sie die Rolle Deutschlands als zweitwichtigsten Partner der USA in Europa – neben 
Großbritannien.  

Es sollte offensichtlich sein, daß eine derartige Entwicklung nicht im Interesse Deutsch-
lands sein kann und ist. Die derzeitige Bundesregierung warf innerhalb nur weniger Monate fun-
damentale Prinzipien, die Deutsche Außenpolitik seit Ende des 2. Weltkrieges sowie noch in den 
90er Jahren charakterisiert hatten, über Bord.  

Diese Prinzipien lauteten: Niemals unilateral vorzugehen; es niemals zu einer Entscheidung 
zwischen Paris und Washington kommen zu lassen; niemals in eine geo-politische “Zangenlage” 
zwischen Paris und Moskau zu geraten, ohne zusätzliche diplomatische Alternativen in London 
und Washington. Indem Deutschland Französischen Plänen zur Reform der EU Institutionen 
stark entgegenkam, gab es schließlich seine bisherige Rolle als Schutzmacht der Interessen kleine-
rer EU Länder innerhalb der EU Kommission weitestgehend auf. Diese Prinzipien oder Richtli-
nien Deutscher Außenpolitik erlaubten es sowohl der besetzten Bundesrepublik, als auch dem 
souveränen Deutschland, langsam aber stetig in seine Rolle als wichtiger Partner innerhalb von 
EU und NATO hineinzuwachsen, mit dem Wohlwollen und unter der Schutz- und Führungs-
macht der USA während und unmittelbar nach Ende des Kalten Krieges. Die Französisch-
Deutsche Partnerschaft wurde von den USA nach dem 2. Weltkrieg initiiert. Die Deutsche Wie-
dervereinigung war nur möglich mit der starken Unterstützung der USA. Sollte die Forderung des 
Deutschen Bundeskanzlers Gerhard Schröder nach ‘Normalität’ für Deutschland, nichts anderes 
als die Diskontinuität einer funktionierenden Außenpolitik nach dem 2. Weltkrieg bedeuten, so 
ignoriert eine solche ‘Normalität’ die eigentlichen Herausforderungen an das demokratische 
Deutschland als dem geographisch größten Land innerhalb der EU.  

Über die problematischen Auswirkungen auf die NATO 
Transformation 

Der 11. September 2001 mag wohl die Koordinaten, die bis dato die transatlantische Beziehun-
gen bestimmt hatten, verändert haben. So erklärte Deutschland die Ära nach dem 2. Weltkrieg 
für unwiderruflich vorüber, und die NATO sah sich einer neuen kollektiven Gefahr in Form von 
Massenvernichtungswaffen und des globalen Terrorismus gegenüber.  

Lord Robertson erklärte am 7. Mai 2002, die NATO mit ihren 19 Mitgliedern und dem 
NATO-Russland Rat, engagiere sich fortan überall dort auf der Welt, wo ihre Interessen oder die 
ihrer Mitglieder in Gefahr seien (‘NATO at 20 going global where the threat is’). Wesentliche 
Auswirkungen des 11. Septembers beträfen die NATO Erweiterung und den NATO-Rußland 
Rat. Die NATO als diplomatische Plattform wandele sich angesichts neuer Herausforderungen.10  

Die Nationale Sicherheitsstrategie (‘The National Security Strategy’) der USA bezeichnet die 
“Stärkung von Allianzen, um den globalen Terrorismus zu besiegen sowie Bemühungen, um An-
griffe auf die USA und deren Verbündete zu verhindern”, als einen wesentlichen Bestandteil der 
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internationalen sicherheitspolitischen Strategie der USA.11 Während sich die USA weiterhin um 
die Unterstützung durch ihre Alliierten und vonseiten der internationalen Gemeinschaft bemüh-
ten, zögerten sie andererseits auch nicht alleine, bzw. unilateral zu handeln, sollte dies bei der 
Ausübung ihres Rechts auf Selbstverteidigung notwendig sein, um im vorhinein gegen Terroris-
ten vorzugehen und um Schaden von USA Bürgern abzuwehren (‘preemption’).  

Während die USA den Kampf gegen den weltweiten Terrorismus anführten, würden sie 
neue, produktive internationale Beziehungen schaffen, aber auch bereits existierende Bündnisse 
neu definieren, damit sie den veränderten sicherheitspolitischen Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts entsprächen. 

Der US Vorschlag, eine NATO Eingreiftruppe ins Leben zu rufen, wurde beim NATO 
Gipfel in Prag im November 2002 formal angenommen.12 Während des gesamten Prager Gipfels 
konzentrierten sich Deutsche Medien auf die Frage, ob sich US Präsident George Bush und 
Schröder wohl die Hände schütteln würden. In den Worten eines Beobachters:  

“Mr. Bush assailed nations that are ‘inward-looking or isolated by indifference’, clearly a reference to 
Chancellor Schröder’ s use of his opposition to the American campaign against Saddam Hussein, as a cen-
terpiece of his recent re-election campaign (…) From John F. Kennedy’ s ‘Ich bin ein Berliner’ speech, to 
Ronald Reagan’ s controversial visit to the Bitburg cemetery, postwar American presidents have emphasized 
reconciliation and unity when speaking of Germany, not memories of war. This time, however, Mr. Bush 
seemed to be reminding Germans that Europe today stood shoulder to shoulder with America despite them, 
not because of them’”.13 
Als besonders problematisch gestaltete sich allerdings die Blockade der NATO im Frühjahr 

2003, als im Vorfeld des Irakkrieges die NATO nicht in der Lage war, dem Mitgliedsland Türkei 
den notwendigen Beistand zu leisten, bzw. defensive Waffensysteme zu liefern. Während es dem 
NATO Rat schließlich gelang, die eigene Blockierung zu überwinden, scheinen die immer noch 
andauernden Spannungen zwischen den USA und einzelnen NATO Ländern bezüglich der Rolle 
der NATO bei der Stabilisierung des Iraks (‘post-conflict transition’) auf weitere Probleme am 
Atlantischen Horizont hinzuweisen.14  

Ein NATO Bericht im Anschluss an die Irakintervention fasst die Probleme entsprechend 
zusammen:15  

“Yet it is also true that, for the United Kingdom and others, especially the recently oppressed peoples of ‘new 
Europe’, the United States’ new mission is an Atlantic mission. They wish to keep the United States fully 
engaged in Europe. They are wary of a European Union dominated by France and Germany. And they 
are increasingly willing to be engaged elsewhere in the world together with the United States. Now enjoying 
their first taste of the US-led liberal international order, the Pax Americana, they have no interest in creat-
ing a European ‘counterweight’”. 

Über die problematischen Auswirkungen im inner-
europäischen Raum bzw. innerhalb der EU 

Andere, weniger erfreuliche Auswirkungen der sich verschlechternden Deutsch-Amerikanischen 
Beziehungen scheinen den inner-europäischen Raum selbst betroffen zu haben. Gute Deutsch-
Amerikanische Beziehungen trugen bis dato zur inner-europäischen Stabilität bei.  
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Problematische Beziehungen zwischen Deutschland und den USA hingegen mögen die 
Bundesregierung empfänglicher für französischen Argwohn über den vermeintlich zu starken 
Britischen Einfluß im Atlantischen Bündnis gemacht haben. Somit ließe sich Frankreichs Vor-
schlag im Frühjahr diesen Jahres erklären, die EU solle eine gemeinsame Politik zur Irakkrise 
entwerfen, um Großbritannien zu isolieren. Auf der anderen Seite, nachdem es Schröder nicht 
gelungen war, bei seinem Blitzbesuch in London im September 2002 die aktive Unterstützung 
Blairs für die ‘Aussöhnung’ mit den USA zu rekrutieren, mag sein Blick über den Rhein ge-
schweift sein, um in Paris Unterstützung für einen Gegenkurs zur US-Britischen Irakpolitik zu 
finden.16   

Als sich Frankreich17 und Deutschland eine Woche vor dem Bericht der UN Inspektoren 
vor dem Sicherheitsrat gegen “jegliche militärische Aktion auf der Basis der UN Resolution 
1441” aussprachen, spiegelte dies keine gemeinsame Europäische Irakpolitik wider. Im Gegenteil, 
es verdeutlichte die Differenzen innerhalb von ganz Europa, der EU, der NATO und im UN Si-
cherheitsrat.18  

Am 17. Februar 2003 drohte Chirac während eines außergewöhnlichen EU Gipfels den 
Zentral- und Osteuropäischen Ländern, sie würden ihre künftige EU Mitgliedschaft riskieren, 
sollten sie die Irakpolitik der USA unterstützen. Diese Erfahrung könnte die ‘kleineren’ Länder in 
West- und Osteuropa zu der Frage bewegen, ob es Frankreich und Deutschland erlaubt  sein soll, 
ihre Konzepte der weiteren Integration der gesamten EU überzustülpen? Ein von acht Europäi-
schen Ländern unterzeichneter Brief – z. T. Mitglieder der EU, z. T. noch nicht - hatte Paris er-
zürnt, symbolisierte er doch die vorhandenen Europäischen Differenzen zum Thema Irak und zu 
anderen transatlantischen Themen.  

Diese Spaltungen wurden noch deutlicher, als vier NATO Mitglieder auf einem extra ein-
berufenen Sondergipfel die Entwicklung einer allein auf der EU basierenden Verteidigungsstrate-
gie beschlossen.19 

Mehr zur Rolle Deutschlands in der NATO und der EU: 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 

Hat die Bundesregierung in den vergangenen Monaten eine Politik verfolgt, die entweder bewußt 
darauf aus war, oder de facto dazu führte, die transatlantische Gemeinschaft zu spalten? ‘Ver-
steckt’ sich Deutschland hinter ‘Europa’, indem es seine Außenpolitik ‘europäisiert’?20 Verfolgt 
Deutschland sein eigenes Konzept weiterer Europäischer Integration – in Form eines föderalen 
Superstaates – auch deshalb, um die EU für seine eigenen Interessen zu instrumentalisieren, 
manchmal gemeinsam mit Frankreich, manchmal alleine? Wäre eine derartige Wahrnehmung 
durch die Partner Deutschlands nicht äußerst problematisch?  

Im Gegensatz zum weitaus nationalistischeren Frankreich, welches sich nicht scheut, offen 
seine außenpolitischen Interessen zu verfolgen: Versucht die Deutsche Bundesregierung, die sich 
an Pazifismus und ‘weicheren’ Strategien der Friedensförderung orientiert, dadurch die Über-
nahme von ‘härterer’ Sicherheitspolitik im Bündnis, nämlich in der NATO zu vermeiden?  

Schließlich, warum sollte eine solche Politik die EU stärken können? 21 Die Antwort lautet, 
sie kann und wird es nicht. Wenn Deutschland als größtes EU Mitglied seiner sicherheitspoliti-

 
 
 
 
 
 
 



Michaela Hertkorn Deutsch-amerikanische Beziehungen 

9 

schen Verantwortung als souveränes Mitglied der Atlantischen Gemeinschaft im 21. Jahrhundert 
nicht gerecht wird,22 so betrifft dies die EU und die NATO im Ganzen.  

Das Atlantische Bündnis mit der NATO und EU als zentrale Organisationen kann durch 
die nachstehenden Versäumnisse Berlins nur geschwächt werden: Erstens, die unzureichende Be-
reitschaft die Bundeswehr konsequent weiter zu modernisieren, inklusive Abschaffung der 
Wehrpflicht; zweitens, mehr zu friedensschaffenden und friedenswahrenden Einsätzen im Rah-
men des Atlantischen Bündnisses, dessen bewährteste sicherheitspolitische Organisation nun 
einmal die NATO ist, beizutragen, z. B. zu ‘peacekeeping’ im Irak; sowie aktiv die engst mögliche 
Zusammenarbeit zwischen der EU und der NATO bei solchen Einsätzen zu unterstützen. 

Friedens- und Stabilisierungsprozesse basieren auf den folgenden drei Elementen: ‘safety’ 
(Sicherheit), ‘well-being’ (Wohlfahrt), und ‘justice’ (Gerechtigkeit/Rechtstaatlichkeit). Um diese 
Elemente zu garantieren sind langfristige Maßnahmen im militärischen, politischen und wirt-
schaftlichen Bereich notwendig. Sogenannte ‘weichere’ Maßnahmen (humanitäre Hilfe, Entwick-
lungshilfe, Wiederaufbaumaßnahmen) hängen wesentlich vom Element der Sicherheit (’security’) 
in einem postkonfliktuellen Stabilisierungsprozeß ab. Dies weist auf die elementare Schnittstelle 
zwischen militärischen und zivilen Wiederaufbaumaßnahmen hin, wie das aktuelle Beispiel des 
Iraks verdeutlicht.  

Ein Interview am American Enterprise Institute vom 3. Juni 2003 veranschaulicht die derzeiti-
ge Problemlage mit einer Metapher:  

“A French driver is driving a German vehicle. On the backseat are covering smaller Western and Eastern 
European countries, while the French driver heads the German car full speed towards an American 
tank”.23 
Wenn man sich Deutschlands tatsächliche Beiträge zu Spezialtruppen in verschiedenen Re-

gionen dieser Welt, zur ISAF in Afghanistan sowie zu Krisengebieten, z. B. auf dem Balkan, wäh-
rend der vergangenen Monate und Jahre vergewissert, so erscheint die vorab beschriebene Wahr-
nehmung umso tragischer und unnötig.24  

Die Erwartungen vonseiten der Bündnispartner an das erwachsen gewordene Deutschland 
verweisen auf wichtige Fragen und auf offensichtliche Herausforderungen, denen sich die Bun-
desregierung nunmehr  in zweierlei Hinsicht gegenübersieht. Erstens, Deutschland sollte seine 
Partner darin vergewissern, daß seine Außenpolitik immer noch auf den folgenden beiden 
Grundprinzipien besteht: einer starken transatlantischen Bindung einerseits sowie auf Europäi-
scher Integration andererseits; zweitens, die Bundesregierung muß die öffentliche Debatte inner-
halb Deutschlands über die eigenen außenpolitischen Interessen, Deutschlands Rolle in der Welt 
und seine Bündnisverpflichtungen anregen.25 

Schlußfolgerungen für eine verantwortungsbewußte 
Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik 

Die Tatsache, daß sowohl Frankreich, als auch Deutschland als unzuverlässige Alliierte in der 
NATO und EU wahrgenommen werden konnten, hat seine Auswirkungen auf die NATO Trans-
formation und auf den Umgang mit innerstaatlichen Konflikten und dem internationalen Terro-
rismus gehabt.  
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Die Auswirkungen betreffen auch die Erweiterung der EU, die EU Verfassungsgebung, 
und die Art und Weise, wie sowohl die EU Kommission, als auch das Büro des Hohen Vertreters 
für Außenpolitik im Ministerrat mit Krisenmanagement, Konfliktprävention und anderen Gefah-
ren für die internationale Sicherheit im 21. Jahrhundert umgehen.26  

Die erfolgreiche NATO und EU Erweiterung, die Vereinheitlichung von NATO Kapazitä-
ten und die Schaffung einer NATO Einsatztruppe – um innerhalb oder außerhalb des NATO 
Gebietes eingreifen zu können – wird gerade auch von Deutschland abhängen, welches sich nun 
einmal in Europa an der Schnittstelle zwischen Ost und West befindet!  

Zbigniew Brzenzinski bezeichnete Deutschland und die USA als die entscheidenden Befür-
worter der NATO Erweiterung und stellte bereits Mitte der 90er die Frage, was eine immer enge-
re Zusammenarbeit zwischen dem wiedervereinigten Deutschland und den USA aller Voraussicht 
nach für Frankreich bedeuten möge, dessen eigene geo-strategische Position in der EU und im 
Atlantischen Bündnis durch Europas Verlagerung nach Osten geschwächt werden würde.27 

Die Deutsche Öffentlichkeit sieht sich im Grunde der Frage gegenüber, wie ernsthaft die 
derzeitige Bundesergierung gewillt und bereit ist, den außenpolitischen Kurs aufzugeben, einer 
starken transatlantischen Beziehung quasi als Alternative die weitere EU Integration gegenüber-
zustellen?28  

Welche Haltung werden die jetzigen Koalitionspartner und die Opposition wohl einneh-
men, wenn es darum geht, Deutsche Truppen für friedenswahrende, multinationale Einsätze, z.B. 
im Rahmen der NATO ‘out of area’ in den Irak zu senden?29  

Während Deutschland weiterhin nicht seinem Potential und seiner theoretischen Rolle im 
Bündnis gerecht, sondern damit fortfahren mag, die eigene Öffentlichkeit unangemessen über die 
sicherheitspolitischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu informieren, haben sich  neue 
und  künftige NATO Mitglieder in Osteuropa, so Polen, Rumänien und Bulgarien bereits da-
durch hervorgetan, an Stelle von ‘alten’ Bündnispartnern - z.B. Deutschland - die NATO Trans-
formation aktiv voranzutreiben.  

Was die USA betrifft, so scheint die Entscheidung gefallen zu sein: Die anstehende Um-
strukturierung der NATO Kommandozentralen und Hauptquartiere sowie die NATO Erweite-
rung sollten sich am besten dadurch realisieren lassen, indem die NATO auch physisch nach Os-
ten ‘verlagert wird’. Die in Deutschland stationierten US Truppen werden i. d. S. (teilweise) aus 
Deutschland abgezogen, und vom Rhein sozusagen an die Masurischen Seen, bzw. an die südli-
che Donau verlegt.30 Als Donald Rumsfeld im Frühsommer 2003 Frankreich und Deutschland 
dazu aufforderte, mit friedenswahrenden Truppen (‘peacekeeping’) zur Stabilisierung im Irak bei-
zutragen, signalisierte dies, daß sich die Tür für Deutschland noch nicht ganz geschlossen hatte, 
um ein entscheidender Bestandteil der neuen Atlantischen Agenda zu bleiben, bzw. dies wieder 
zu werden. 

Zusammenfassende Schlußfolgerungen 

Im folgenden sind die zentralen Herausforderungen an eine verantwortungsbewußte Deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik aufgeführt. 
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 Deutschlands Bemühungen müssen darauf abzielen, daß die USA ein zentraler Bestand-
teil Europäischer Sicherheitspolitik bleiben. Die US Führungsrolle kann immer noch als 
Vorbedingung dafür gelten, daß gerade das wiedervereinigte Deutschland weiter in seine 
außen- und sicherheitspolitische Rolle hineinzuwachsen vermag, ohne den berüchtigten 
‘Kroatieneffekt’, welcher Deutschland im Zuge seiner Balkanpolitik Anfang der 90er in 
Europa isoliert sah, und sich seine Nachbarn nervös über Deutschlands wirtschaftliche 
und politische Größe zeigten.31 

 Deutschland sollte sich seiner geo-strategischen Position in Europa gänzlich bewußt 
werden: Deutschland kann eine Menge dazu beitragen, die Beziehungen zwischen den 
USA und Rußland, den USA und Frankreich sowie den USA und auch der Türkei zu 
stärken, anstatt sie zu schwächen. 

 Deutschland sollte sich die problematischen Auswirkungen klarmachen, welche die 
jüngste Verschlechterung Deutsch-Amerikanischer Beziehungen hatte. Derzeit bestehen 
die wohl entscheidendsten bilateralen Beziehungen mit den USA innerhalb der NATO 
und EU mit den folgenden Ländern: Spanien im Westen und Polen im Osten von 
Deutschland; Großbritannien im Norden und Italien im Süden. Dieses Szenario ver-
deutlicht eines: Deutschland wird seinem Potential als integrierende Zentralmacht und 
als organisierende Drehscheibe im Bündnis derzeit nicht gerecht. 

 Deutschland sollte seine eigenen nationalen Interessen auf eine transparente Art und 
Weise formulieren, anstatt seine Außenpolitik an Französische Nationalinteressen zu 
binden. Deutsche Nationalinteressen sollten sich auch an globalen Sicherheitsrisiken o-
rientieren, zusätzlich zur weiteren EU Integration. 

 Deutschland sieht sich den folgenden konkreten Herausforderungen gegenüber, welche 
den Kampf gegen den globalen Terrorismus betreffen: Erstens, die Deutsche Öffentlich-
keit von der vorhandenen Gefahr für das Bündnis und seine Mitglieder zu überzeugen; 
zweitens, sich ernsthaft damit auseinanderzusetzen, was Deutschland innerhalb von NA-
TO und EU gegen den Terrorismus und andere Bedrohungen der internationalen Si-
cherheit beitragen kann (‘peacemaking’ und ‘peacekeeping’).32 

 Deutschland muß seinen Beitrag zur NATO Transformation leisten, um dessen Rele-
vanz im 21. Jahrhundert zu erhalten. Während die USA ihre sicherheitspolitische Strate-
gie in der National Security Strategy neu definierten, und die NATO sich der eigenen 
Transformation verschrieb, hat Deutschland wohl erst noch zu entscheiden, wie genau 
es sich zu den notwendigen Veränderungen im Bündnis verhalten will. Es ist zweifel-
haft, inwieweit rhetorische Spiele die militärischen Kapazitäten der EU betreffend, so z. 
B. die von Frankreich, Deutschland, Belgien und Luxemburg angestrebte Schaffung ei-
ner weiteren unterfinanzierten EU Verteilungsstruktur, zur notwendigen NATO-EU 
Kooperation beitragen werden, welche von zentraler Bedeutung für die neue Atlantische 
Agenda ist. Deutschland hat eine entscheidende – konstruktive - Rolle in dieser Hinsicht 
zu spielen, auch was die Vermittlung zwischen NATO-Ländern, die nicht in der EU 
sind (z.B. Türkei), betrifft. 

 Deutsche Außenpolitik muß schneller und pro-aktiver auf globale Entwicklungen ein-
gehen. Dies betrifft sowohl die Friedensstiftung (‘peacemaking’), als auch robuste Frie-
denswahrung (‘peacekeeping’). Es sind nicht zuletzt jene Erfahrungen, die die junge Bundesrepu-
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blik als von einer Diktatur befreites und von Alliierten besetztes Land unter dem Marshall Plan 
machte, die Deutschland befähigen sollten, zu komplexen friedenswahrenden und stabilisierenden 
Einsätzen, wie in Afghanistan und im Irak maßgeblich beizutragen!33 Deutschland muß mit der 
Aufstockung seines Verteidigungshaushaltes ernst machen. Die Herausforderungen an 
das Atlatnische Bündnis und seine Mitglieder sind in der US National Security Strategy be-
schrieben. Sie weist auf die sicherheitspolitischen Herausforderungen, mit denen 
Deutschland konfrontiert ist, hin.  
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